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Dringlichkeitsantrag

Die SPD-Ratsf raktion bittet Folgendes zu beschließen:

,,Der Rat der Stadt Braunschweig verurteilt die erneuten Angriffe der EU-Kommission auf das
VW-Gesetz.
Das VW-Gesetz hat sich bewährt und bei der Sicherung von Standorten und Arbeitsplätzen
eine wichtige Rolle gespielt. Während die Finanzmarktkrise Europa im Griff hat und wirksame
Maßnahmen zur Regulierung der Finanzmärkte immer noch nicht umgesetzt worden sind, stellt
die EU-Kommission zum wiederholten Male die Kapitalverkehrsfreiheit über die Arbeitnehmerin-
teressen. Dieses Verhalten der EU-Kommission ist sowohl wirtschaftpolitisch als auch europa-
politisch schädlich.
Der Rat der Stadt Braunschweig steht an der Seite der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer des Volkswagenkonzerns. lhnen gehört unsere Solidarität. Wir werden die
AKivitäten der lG-Metall, des Betriebsrates und der Belegschaft mit allen Kräften unterstÜizen.

Wir fordern die Bundesregierung auf, auf die Kommission einzuwirken, dass dieser erneute
Angriff auf das VW-Gesetz schnell zurückgenommen wird."

Die Begründung der Dringlichkeit und in der Sache erfolgt mündlich. 4
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